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IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. Michael SCHADEN als Einzelrichter über die 
Beschwerde von XXXX , StA. Afghanistan, gegen Spruchpunkt I des Bescheides des Bundesamtes für 
Fremdenwesen und Asyl vom 24.10.2014, Zl. 831687307 - 1754216, zu Recht erkannt: 
 

A) 
 

Die Beschwerde wird gemäß § 3 Asylgesetz 2005 als unbegründet abgewiesen. 
 

B) 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

Text 

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE: 
 

I. Verfahrensgang: 
 

1. Der Beschwerdeführer, ein afghanischer Staatsangehöriger, stellte am 16.11.2013 den Antrag, ihm 
internationalen Schutz zu gewähren (in der Folge auch als Asylantrag bezeichnet). Begründend gab er dazu bei 
seiner Befragung durch ein Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes (Landespolizeidirektion Burgenland, 
Competence Center Eisenstadt) am 16.11.2013 an, er habe Afghanistan im Jänner 2012 verlassen. Er sei 
Tadschike und Sunnit und habe zuletzt in (der Provinz) Badgis, im XXXX , in Afghanistan gelebt. Seine Mutter, 
zwei Brüder (30 und 27 Jahre alt) und eine Schwester lebten noch in Afghanistan, sein Vater sei bereits 
verstorben. Als Familienstand ist "ledig" angekreuzt. Zu seinem Fluchtgrund brachte der Beschwerdeführer vor, 
er habe seine Heimat wegen der instabilen Sicherheitslage und deshalb verlassen, weil ihn die Taliban zur 
Mitarbeit aufgefordert hätten. Er habe sich ihnen jedoch nicht anschließen wollen, daher hätten sie ihn mit dem 
Umbringen bedroht. Bei einer Rückkehr habe er Angst, von ihnen getötet zu werden. 
 

Am 20.11.2013 teilte der Beschwerdeführer mit, dass bei der Erstbefragung irrtümlich ein falsches Geburtsjahr 
protokolliert worden sei. Er sei 1365 (nach afghanischer Zeitrechnung, di. nach gregorianischem Kalender 
1986/87) geboren und daher nicht minderjährig. (Tatsächlich war 1988 protokolliert worden, im Akt werden bis 
dahin aber auch 1987 und 1998 als Geburtsjahr angenommen.) 
 

Am 07.10.2014 machte der - rechtsfreundlich vertretene - Beschwerdeführer, der zu einer Einvernahme geladen 
worden war, "[i]n Vorbereitung dieses Ladungstermins" Ausführungen zur Situation in Afghanistan und auch zu 
seiner Situation in Österreich. 
 

Bei seiner Einvernahme vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (in der Folge: Bundesamt; 
Regionaldirektion Burgenland in Eisenstadt) am 09.10.2014 gab der Beschwerdeführer an, seine Mutter, zwei 
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Brüder, eine Schwester und seine Frau lebten im Dorf XXXX in Afghanistan. Weshalb in der Erstbefragung 
nicht aufgenommen worden sei, dass er verheiratet sei, könne er sich nicht erklären, er habe auch damals gesagt, 
dass er eine Frau habe. Zuletzt habe er gestern Kontakt mit seiner Familie gehabt. Seine Familie lebe in 
Afghanistan "normal"; die Brüder kümmerten sich um die Landwirtschaft und die Familie. Auf die Frage, ob die 
Familie belästigt werde, antwortete der Beschwerdeführer, die Taliban machten Druck auf seine Brüder. Sie 
seien "damals" gekommen und hätten gefragt, warum drei Männer daheim seien und nicht die Taliban 
unterstützten. Weiters fragten sie immer wieder bei der Familie nach, wo er sich aufhalte. Zu seinem 
Fluchtgrund brachte der Beschwerdeführer vor, vor zehn oder elf Jahren seien die Taliban zu ihm nach Hause 
gekommen und hätten gesagt, dass einer der drei Brüder zu Hause bleiben dürfe, um sich um die Familie zu 
kümmern, während die beiden anderen am Dschihad teilnehmen und gegen den Staat kämpfen müssten. Derzeit 
hielten sich beide Brüder zu Hause auf, einer sei Viehzüchter und sei öfters von zu Hause weg, der andere sei 
auch in der Landwirtschaft tätig und passe daheim auf die Frauen auf. Auf die Frage, ob die Taliban schon 
Schritte gegenüber seinen Brüdern gesetzt hätten, um sie zur aktiven Mitarbeit zu überreden, erläuterte der 
Beschwerdeführer, wie die Taliban vorgingen: Sie gingen zum Dorfältesten bzw. Dorfvorsteher und verlangten 
von ihm, dass das Dorf ihnen eine bestimmte Anzahl von Männern schicke. Der Dorfvorsteher müsse dann den 
Taliban erklären, weshalb etwa aus der Familie des Beschwerdeführers keiner der drei Männer am Dschihad 
teilnehmen könne. Denn einer sei im Ausland, einer viel unterwegs und einer müsse auf die Familie aufpassen. 
Wenn man nicht freiwillig mitgehen wolle, müsse man flüchten. - Die Taliban gingen von Haus zu Haus und 
stellten fest, wie viele Jugendliche es im Dorf gebe. Danach gingen sie zum Dorfvorsteher und teilten ihm mit, 
wie viele Burschen sich ihnen anschließen bzw. am Dschihad teilnehmen müssten. Die Frage, ob sie auch direkt 
zu den Familien gingen, verneinte der Beschwerdeführer zunächst und erklärte, sie stellten nur die Zahl der 
Jugendlichen fest und gingen dann zum Dorfvorsteher. Sie gingen aber auch direkt zu den Familien und sagten 
dann den Jugendlichen, dass einer von ihnen mitgehen müsse, jedoch nähmen sie die jungen Männer nicht sofort 
mit. Vielmehr gingen sie dann zum Dorfvorsteher und teilten ihm ihre "Wünsche" mit. Erst wenn er nichts 
erreichen könne, gingen sie wieder direkt zu den Familien und forderten die jungen Männer zum Mitgehen auf. 
Im Fall des Beschwerdeführers sei es so gewesen, dass die Taliban zu seiner Familie gekommen seien und 
seinem zweitältesten Bruder gesagt hätten, er solle mitkommen. Nachdem der Dorfvorsteher den Taliban gesagt 
habe, dass jener demnächst heiraten werde, hätten die Taliban den Beschwerdeführer haben wollen. Das habe 
sich vor zehn Jahren abgespielt. Der Dorfvorsteher habe gemeint, die Taliban sollten den Beschwerdeführer nach 
der Hochzeit des Bruders wieder aufsuchen. Der Beschwerdeführer habe aber nicht am Dschihad teilnehmen 
wollen und sei dann in den Iran gegangen, wo er sich für sieben Jahre aufgehalten habe. Vor etwa zwei Jahren 
sei er kurz nach Afghanistan zurückgekehrt, um zu heiraten, und sei zwanzig Tage nach der Hochzeit wieder in 
den Iran gegangen. Seine Frau sei bei seiner Familie im Dorf XXXX in Afghanistan geblieben. Sie hätten eher 
heimlich geheiratet, im kleinsten Familienkreis zu Hause, es gebe eine Bestätigung des Mullahs. 
 

Auf die Frage, ob es während seines gesamten Aufenthalts in Afghanistan bei verbalen Aufforderungen 
geblieben sei, antwortete der Beschwerdeführer, der ärgste Druck sei gewesen, als die Taliban zu ihnen nach 
Hause gekommen seien und sehr hart mit seiner Mutter gesprochen und gesagt hätten, einer der drei müsse 
mitgehen. Danach habe der Dorfvorsteher mit ihnen gesprochen und gesagt, sie sollten dem Beschwerdeführer 
Zeit lassen, bis sein Bruder Hochzeit gefeiert habe. Sein letztes direktes Zusammentreffen mit den Taliban sei 
vor neun Jahren gewesen, als sie bei ihm zu Hause gewesen seien. Ebenso vor neun Jahren (dh. neun Jahre vor 
seiner Ankunft in Österreich, wie der Beschwerdeführer erklärte) habe er zum ersten Mal Afghanistan verlassen. 
Während seines kurzen Aufenthalts in Afghanistan, als er geheiratet habe, habe niemand von seiner Rückkehr 
erfahren. Seine Brüder hätten ihm gesagt, seine Familie sei nach XXXX gezogen, er solle heimkommen, heiraten 
und wieder in den Iran zurückkehren; in XXXX habe ihn ja niemand gekannt. Dieses Dorf liege etwa drei 
Fahrtstunden von seinem ursprünglichen Dorf entfernt. Auch nach XXXX kämen die Taliban zu seinen Brüdern 
heim, und zwar seit seine Familie dorthin übersiedelt sei. Das sei vor etwa zwei bis zweieinhalb Jahren gewesen. 
 

Dem Beschwerdeführer wurden Länderinformationen vorgehalten; sie wurden im Anschluss seinem 
rechtsfreundlichen Vertreter übermittelt. Weiters gab der Beschwerdeführer an, persönlichen Übergriffen durch 
die Taliban sei er nicht ausgesetzt gewesen. Als es zu Kampfhandlungen zwischen dem Staat und den Taliban 
gekommen sei, sei er wie das ganze Dorf in Gefahr gewesen. 
 

Am 22.10.2014 brachte der Beschwerdeführer, vertreten durch seinen rechtsfreundlichen Vertreter, vor, seine 
Herkunftsprovinz Badghis sei entgegen den Länderfeststellungen, die ihm in der Einvernahme vorgehalten 
worden seien, keine friedliche Provinz mehr. (Tatsächlich war dem Beschwerdeführer in der Einvernahme 
erklärt worden, dass seine Heimatprovinz in einem instabilen Krisengebiet liege und ihm daher subsidiärer 
Schutz gewährt werde.) Dies wird im Folgenden zu belegen versucht, es werden weitere Ausführungen zur 
Situation in Afghanistan gemacht. 
 

2.1. Mit dem Bescheid, dessen Spruchpunkt I angefochten ist (in der Folge der Einfachheit halber als 
angefochtener Bescheid bezeichnet), wies das Bundesamt den Antrag auf internationalen Schutz hinsichtlich der 
Zuerkennung des Status des Asylberechtigten gemäß § 3 Abs. 1 iVm § 2 Abs. 1 Z 13 des Asylgesetzes 2005, 
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Art. 2 BG BGBl. I 100 (in der Folge: AsylG 2005) ab (Spruchpunkt I), gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 2005 erkannte 
es dem Beschwerdeführer den Status des subsidiär Schutzberechtigten zu (Spruchpunkt II), gemäß § 8 Abs. 4 
AsylG 2005 erteilte es ihm eine befristete Aufenthaltsberechtigung bis zum 31.10.2015 (Spruchpunkt III). 
 

Im angefochtenen Bescheid werden zunächst die Niederschriften der Befragung und der Einvernahme wörtlich 
wiedergegeben. Das Bundesamt stellt fest, der Beschwerdeführer sei traditionell verheiratet, seine Frau lebe bei 
seiner Mutter und seinen Geschwistern in der afghanischen Provinz Badghis. Er habe nie einer politischen Partei 
oder einer anderen politisch aktiven Bewegung oder Gruppierung angehört. Es könne nicht festgestellt werden, 
dass er vor seiner Ausreise aus Afghanistan unter asylrelevanter Verfolgungsgefahr gestanden sei. Die von ihm 
behaupteten Verfolgungen seien nicht unter die Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge BGBl. 
55/1955 (Genfer Flüchtlingskonvention, in der Folge: GFK) zu subsumieren gewesen. Er habe keine 
systematische bzw. intensive Verfolgung aus Konventionsgründen (dh. Gründen, wie sie in der GFK aufgezählt 
sind) geltend gemacht. In Afghanistan werde nicht nach ihm gefahndet. Sodann trifft das Bundesamt 
Feststellungen zur Situation in Afghanistan (su.). Beweiswürdigend heißt es, im Laufe der inhaltlichen 
Befragung habe sich herausgestellt, dass der letzte "direkte" Kontakt des Beschwerdeführers mit Taliban bereits 
vor neun Jahren (zurückgerechnet vom Tag der Einreise nach Österreich) stattgefunden habe. Er sei auch nie 
persönlich mit den Taliban konfrontiert gewesen, da diese Leute die Häuser nach jungen Männern "abgecheckt" 
und dann den Dorfvorsteher aufgefordert hätten, zu den "auserwählten Familien" zu gehen, um die Burschen 
zum "Mitgehen" zu überreden. Erst wenn der Dorfvorsteher nichts erreicht habe, gingen die Taliban zu den 
Familien selbst. Der Beschwerdeführer habe einen persönlichen Kontakt mit den Taliban verneint, sie hätten 
aber seine Mutter physisch (gemeint vermutlich: psychisch) unter Druck gesetzt, einen ihrer Söhne mitziehen zu 
lassen, indem sie "hart" mit ihr geredet hätten. Es treffe sicherlich zu, dass sein Heimatdorf XXXX "ein für die 
Taliban geeignetes Gebiet" sei. Es sei aber nicht davon auszugehen, dass der Beschwerdeführer allein von den 
Taliban bedroht worden sei. Er habe sich sogar vor etwa zwei Jahren, nach einem siebenjährigen Aufenthalt im 
Iran, wieder nach Afghanistan begeben, um dort zu heiraten, und sei noch eine Zeitlang im Dorf XXXX 
geblieben, ohne je von den Taliban belästigt worden zu sein. Diesen Angaben sei entgegenzuhalten, dass die 
Taliban über ein sehr gutes Informationsnetzwerk verfügten und es ihnen durchaus möglich gewesen wäre, 
(auch) von seinem "Kurzaufenthalt" im Dorf zu erfahren. Das Bundesamt merkt noch an, es sei "merkwürdig", 
dass sich der Beschwerdeführer bei der Erstbefragung als ledig ausgegeben habe, bei der Einvernahme aber als 
verheiratet. "Sonderbar" sei auch, dass er das genaue Datum seiner Eheschießung nicht gekannt habe. - Es sei, so 
das Bundesamt, dem Beschwerdeführer nicht gelungen, sein "Vorbringen zur behaupteten Bedrohungssituation" 
glaubhaft zu machen. Rechtlich folgert es, die Voraussetzungen für die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft 
lägen nicht vor. Die problematische Sicherheitslage in Afghanistan indiziere für sich allein nicht die 
Flüchtlingseigenschaft. Es werde nicht außer Acht gelassen, dass der Beschwerdeführer aus einer Krisenregion 
stamme; es sei aber darauf hinzuweisen, dass die Taliban nicht nur den Beschwerdeführer speziell ins Visier 
genommen hätten, sondern ebenso sehr viele andere junge Männer aus seinem Dorf. Nach seinen Angaben 
hätten ihn die Taliban vor neun Jahren zum letzten Mal "kontaktiert". - Das Bundesamt kommt jedoch zum 
Ergebnis, dass ein Abschiebungshindernis bestehe, da der Beschwerdeführer aus einer Krisenregion stamme und 
keine sozialen Anknüpfungspunkte in einer der Großstädte Afghanistans (zB Kabul) habe. Abschließend 
begründet es seine Entscheidung gemäß § 8 Abs. 4 AsylG 2005. 
 

2.2. In den Feststellungen im angefochtenen Bescheid zur Situation in Afghanistan, die auf jeweils angeführte 
Quellen gestützt werden, heißt es: 
 

"Sicherheitslage 
 

Afghanistan ist mit einem Truppenabzug internationaler Kampfkräfte konfrontiert und der Übergabe der 
Sicherheit an die afghanischen Sicherheitskräfte (ANSF) bis zum Ende des Jahres 2014. Es wird damit einen 
wesentlichen Sicherheits- und Entwicklungswandel in den nächsten drei Jahren durchlaufen. (WB 28.2.2013). 
Die finale Tranche des Transfers der Sicherheitsverantwortung an die afghanischen Sicherheitskräfte wurde am 
18. Juni verkündet (UNSC 6.9.2013). Nachdem die Übergangsphase fortschreitet und die ANSF ihre 
Sicherheitsverantwortung übernehmen, transformiert die Internationale Sicherheitsunterstützungstruppe (ISAF) 
zunehmend ihre Rolle von einer kämpferischen hin zu einer unterstützenden. Die ISAF wird, wie bisher, die 
ANSF ausbilden, beraten und unterstützen bis die Übergangsphase mit Ende 2014 abgeschlossen ist. Bis Ende 
2014 wird die ISAF jedoch - sofern benötigt - auch weiterhin Kampfunterstützung liefern (NATO 1.8.2013). Auf 
die Transition wird ein Jahrzehnt der Transformation (2015-2024) folgen, Afghanistan hat verstärkte eigene 
Anstrengungen zugesagt um sich zu einem voll funktionsfähigen und fiskalisch lebensfähigen Staat zu 
entwickeln. Dafür hat Afghanistan die Zusage langfristiger internationaler Unterstützung erhalten (AA 
4.6.2013). 
 

Der Personalstand der afghanischen nationalen Sicherheitskräfte (ANSF) wuchs im letzten Jahrzehnt von 6000 
auf offiziell rund 338.000 - Stand September 2013 - an (Brookings Institution 10.1.2014, vgl. ICG 26.6.2013). 
 



 Bundesverwaltungsgericht 15.01.2016 

www.ris.bka.gv.at  Seite 4 von 21 

Die UN gibt folgende Aufteilung der Zahl der Sicherheitskräfte an: 

Afghan National Army (ANA) - 185.000; Afghan Air Force - 6,900; Afghan National Police (ANP) - 140,660. 
Die ANP und das Innenministerium beschäftigen 1.999 Frauen, die afghanische Armee 

458. Die Sicherheitskräfte werden aus dem "UN Fonds für Recht und Ordnung für Afghanistan" unterstützt. Das 
"Afghanische Lokale Polizei Programm", ist ein separates Programm zur lokalen Verteidigung. Die Ausdehnung 
des Programms schreitet voran. Mit Stand 19. November betrug der Personalstand der Afghanischen Lokalen 
Polizei (ALP) 24.500 in 122 Distrikten von 29 Provinzen. Nimroz, Panjhsir, Samangan und Nuristan sind die 
einzigen Provinzen, in denen dieses Programm noch nicht in Kraft ist. Die ALP ist überproportional von 
Anschlägen betroffen. Es gibt Berichte zu Übergriffen der ALP - meist mit Straflosigkeit, in anderen Orten 
erfüllt die ALP ihre Arbeit zur Zufriedenheit der lokalen Bevölkerung (UNSC 6.12.2013). Die Berichte zur ALP 
sind somit gemischt. Einerseits berichten die lokalen Gemeinschaften in vielen Distrikten von einer 
Verbesserung der Sicherheit durch die Operationen der ALP, andererseits dokumentiert die UNAMA 
Menschenrechtsverletzungen und zivile Opfer in den Operationen - zwischen 1.1. und 30.6.2013 waren dies 14 
zivile Todesopfer in Operationen der ALP (UNAMA 7.2013). 
 

Ursprünglich war das Programm auf den Norden und Nordosten fokussiert, die Expansion geschieht nun 
hauptsächlich in den Südosten (UNSC 6.9.2013). 
 

Die Kapazitäten der afghanischen Sicherheitsinstitutionen wachsen weiterhin. Eine zunehmende Zahl an 
Operationen wird durch die lokalen Sicherheitskräfte geplant und durchgeführt, während ISAF 
Luftunterstützung und Hilfe in der Abwehr der Sprengsätze bietet. Nachdem die afghanischen Sicherheitskräfte 
den Großteil der Operationen nun selbst durchführen, ist die Zahl der Opfer unter ihnen stark angestiegen. Die 
Zahlen divergieren. Einer Aussage vom 29. Oktober 2013 aus dem afghanischen Innenministerium zu Folge, 
starben zwischen April und Oktober 1.273 Angehörige der Afghanischen Nationalpolizei und 779 Angehörige 
der Afghanischen Lokalpolizei im Einsatz. 74 Prozent der Sicherheitsvorfälle zwischen 16. August und 15. 
November 2013 zielten auf Konvois, Checkpoints, Stützpunkte und Personal der Afghanischen Lokalpolizei 
(UNSC 6.12.2013). 
 

Ein weiterer Bericht spricht von mehr als 3.500 afghanischen Sicherheitskräften, die während des zweiten 
Quartals 2013 in Kampfeinsätzen verletzt oder getötet wurden. (UNSC 6.9.2013). 
 

Der Anstieg der Opfer unter den afghanischen Sicherheitskräften korreliert mit einem von "icasualties" erfassten 
Rückgang von Todesopfern bei den internationalen Truppen für das Jahr 2013 im Vergleich zu 2012. Im Jahr 
2013 waren z.B. 52 Opfer bei den internationalen Schutztruppen durch IED zu beklagen, während es im Jahr 
2012 noch 132 waren (icasualities 15.01.2014). 
 

Die Akte der Taliban gegen Zivilisten hielten im Jahr 2012 weiter an, insbesondere undifferenzierte Attacken 
verursachten hohe Zahlen ziviler Todesopfer (HRW 31.1.2013). Die Zahl der sicherheitsrelevanten 
Zwischenfälle nahm 2012 im Vergleich zum Vorjahr leicht ab und setzte somit den Trend fort. Die Führungs- 
und Operationsfähigkeit der Insurgenz konnte geschwächt werden (AA 4.6.2013). 
 

In den ersten sechs Monaten des Jahres 2013 erschwerten die Dynamiken von Politik und Sicherheit jedoch den 
Schutz von Zivilisten und begrenzten den Zugang zu Menschenrechten. Dem verstärkt forcierten Übergang der 
Sicherheitsverantwortung von internationalen Militärkräften zu afghanischen Kräften sowie der Schließung von 
internationalen Militärbasen standen vermehrte Attacken durch regierungsfeindliche Elemente (AEG) auf die 
ANSF, insbesondere an Checkpoints und bei strategischen Autobahnen gegenüber. Die Bemühungen der 
Aufständischen ihren territorialen Einfluss in umkämpften Gebieten durchzusetzen, führte zu vermehrten 
Bodenkämpfen zwischen AEG, pro-Regierungselementen und pro-Regierungskräften. Besonders afghanische 
Sicherheitskräfte und Zivilisten wurden in den Kämpfen oder von unkonventionellen Spreng- oder 
Brandvorrichtung (IED) häufiger getötet oder verletzt. Der Anstieg ziviler Opfer in der ersten Jahreshälfte 2013 
kehrte die Abnahme ziviler Opfer und Verletzter, die im Jahre 2012 verzeichnet wurde, um. Die Opferzahl 
erreichte den hohen Wert von 2011 (UNAMA 7.2013). 
 

Die erste Jahreshälfte 2013 verzeichnete laut einer Quelle einen Anstieg verletzter und getöteter Frauen von 61 
Prozent im Vergleich zum selben Zeitraum des Jahres 2012 (UNSC 22.11.2013). 
 

Insgesamt sammelte UNAMA für die ersten zehn Monate des Jahres 2013 Daten zu 2,568 zivilen Todesopfern 
und 4,826 zivilen Verletzten. Es wurde damit ein Anstieg von 13 Prozent im Vergleich zum selben Zeitraum des 
Jahres 2012 verzeichnet. Um die 75 Prozent der Opfer wurden regierungsfeindlichen Elementen zugeschrieben. 
Deren Einsatz von unkonventionelle Spreng- oder Brandvorrichtungen (IEDs), inklusive komplexer Attacken 
und Selbstmordattentate, verursachten 49 Prozent aller Opfer und stellten weiterhin die größte Gefahr für 
Zivilisten dar. 10 Prozent der zivilen Opfer rechnete die UNAMA pro-Regierungstruppen zu. 11 Prozent der 
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Opfer wurden Bodenoperationen und Attacken zugerechnet, die keiner Partei zugeschrieben werden konnten. 
Aufgrund von Bodenkämpfen zwischen regierungsfeindlichen Elementen und Pro-Regierungstruppen wurden in 
den ersten zehn Monaten des Jahres 2012 456 Zivilisten getötet und 1,454 verletzt. Dies stellt einen Anstieg von 
36 Prozent zum Vergleichszeitraum 2012 dar. 
 

Besonders signifikant war er mit 52 Prozent in den östlichen Regionen Es wurden in den ersten zehn Monaten 
des Jahres 2013 89 Selbstmordanschläge durch die Vereinten Nationen erfasst, gleich viele wie im Jahr 2012, 45 
dieser waren in den Provinzen Kandahar, Helmand, Paktika und Kabul (UNSC 6.12.2013). 
 

Im Jahr 2013 stiegen die Angriffe und Entführung prominenter afghanischer Frauen (BBC 16.9.2013; vgl. The 
Guardian 15.9.2013; The Daily Mail 17.9.2013). Aufgrund ihrer besonderen Machtstellung gehören Provinz- 
und Distriktgouverneure zu den herausgehobenen Personen, auf die immer wieder Anschläge verübt werden. 
Auch gegen Mitarbeiter des afghanischen öffentlichen Dienstes wie Angehörige von Ministerien oder 
nachgeordneten Behörden werden aufgrund ihrer Tätigkeit für den afghanischen Staat Anschläge verübt (AA 
4.6.2013). 
 

Erhöhte Unsicherheit und Attacken gegen Hilfsorganisationen gefährden die Möglichkeit humanitärer 
Organisationen, der betroffenen Bevölkerung zu helfen (USAID 5.7.2013). 
 

Im Zeitraum vom 16.2.2013 bis 15.5.2013 sammelte UNAMA 4.267 sicherheitsrelevante Vorfälle. Dies stellt 
einen Anstieg von 10 Prozent im Vergleich zum selben Zeitraum des Vorjahres dar (UNSC 13.6.2013). Im 
Zeitraum 16.5 - 15.8.2013 verzeichnete die UNO 5,922 Vorfälle, was einen 11-prozentigen Anstieg im 
Vergleich zum Vorjahreswert bedeutete, jedoch eine 21 prozentige - Senkung zum Vergleichszeitraum des 
Jahres 2011. Bewaffnete Kämpfe und unkonventionelle Spreng- oder Brandvorrichtungen waren die Ursache für 
4,534 Vorfälle. Rebellen konzentrierten sich darauf Checkpoints und Militärstützpunkte, die vom internationalen 
Militär an die afghanischen Sicherheitskräfte übergeben wurden, anzugreifen. Die effektive Abwehr der 
afghanischen Sicherheitskräfte konzentrierte sich im Allgemeinen auf den Schutz von Schlüsselstädten und 
administrativen Bezirkszentren sowie strategischen Transportrouten (UNSC 6.9.2013). 
 

Im Zeitraum vom 16.8. bis 15.11.2013 sammelte die UN 5,284 Vorfälle, was einen Anstieg von 1.9 Prozent zu 
dem Vergleichszeitraum im Jahr 2012 anzeigt. Die ersten zehn Monate des Jahres 2013 verzeichneten im 
Vergleich zum selben Zeitraum des Jahres 2012 einen Anstieg von insgesamt 13.2 Prozent, jedoch konnte eine 
Reduktion von 16 Prozent zum Vergleichszeitraum des Jahres 2011 erfasst werden. Anti-Regierungs-Elemente 
zielen weiterhin auf Straßen und Verkehrsnetze und können weiterhin einen beträchtlichen Einfluss in den 
ländlichen Gebieten, in denen oft die Reichweite und die Dienstleistungen der Regierung gering sind, behaupten 
(UNSC 6.12.2013). 
 

Geographisch tragen die Hauptlast von Sicherheitsvorfällen die südlichen, süd-östlichen und östlichen Provinzen 
(UNSC 6.9.2013). 
 

Von den Sicherheitsvorfällen zwischen 16.2. und 15.5. betrafen 70 Prozent die die südlichen, süd-östlichen und 
östlichen Teile des Landes (UNSC 13.6.2013). 
 

Von den Sicherheitsvorfällen zwischen 16.5. und 15.8. 2013 betrafen 69 Prozent diese Regionen (UNSC 
6.9.2013). 
 

Von den Vorfällen zwischen 16.8 und 15.11 betrafen 70 Prozent die südlichen, süd-östlichen und östlichen Teile 
des Landes (UNSC 6.12.2013). 
 

Im Osten des Landes wurde zwischen 16.2. und 15.5. eine 18-prozentige Zunahme von Vorfällen im Vergleich 
zu 2012 verzeichnet, mit einem Zustrom der Aufständischen in die Provinzen Nuristan und Badakhshan, der 
einen Wechsel des strategischen Fokus des Konflikts andeutet (UNSC 13.6.2013). 
 

Infolge militärischer, überwiegend afghanisch geführter Operationen, starker Präsenz im Raum sowie politischer 
und wirtschaftlicher Maßnahmen konnte eine partielle Stabilisierung in Teilen Nord- und Westafghanistans, aber 
auch in der Hauptstadt Kabul erzielt werden. In diesen Gebieten ist die Sicherheitslage überwiegend unter 
Kontrolle (AA 4.6.2013). 
 

Das Sekretariat des Afghanischen Friedens- und Reintegrationsprogrammes berichtete, dass mit Stand 19. 
November 
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7.532 Personen dem Programm beigetreten sind. 168 Projekte und 170 Mikro-Beihilfen wurden abgeschlossen 
oder begonnen (UNSC 6.12.2013). Mit Stand Mai 2013 liefen unter dem Programm 331 Gemeinschaftsprojekte 
und 146 Beihilfen bzw. wurden abgeschlossen. Das Programm richtet sich mit Reintegrations- und 
Übergangsunterstützung an ehemalige Militante (UNSC 13.6.2013). 
 

Die UNAMA unterstützte auch weiterhin den "Friedensdialog der Afghanischen Bevölkerung", eine 
zivilgesellschaftliche Initiative zur Umsetzung von Friedensmaßnahmen auf Provinzebene. Im Rahmen von 
afghanischen Informationskampagnen unter dem "Police-e-Mardumi-Programme", unterstützen die Vereinten 
Nationen ein demokratisches Projekt durch Sicherheitsgespräche mit der Polizei in sieben Provinzen, sowie 
monatliche Beratungen zwischen Polizei und Gemeinschaftsführern, inklusive Frauen, in 15 Bezirken der 
Provinzen Uruzgan, Baghlan, Helmand, Ghor und Balkh. In den Provinzen Daikundi, Kapisa, Nuristan, Kunduz, 
Takhar, Gardez und Jawzjan initiierte UNAMA im Oktober eine Reihe von Dialogen zwischen den 
Gemeinschaften um Vertrauen aufzubauen und Spannungen zwischen Stämmen und Ethnien abzubauen (UNSC 
6.12.2013). 
 

Spezifische Aspekte der Sicherheitslage - Wichtige aufständische Gruppen 
 

Die Sicherheitslage in Afghanistan wird durch bewaffnete Gruppen bedroht, die lose miteinander verbunden sind 
(CRS 23.10.2013). Neben den Taliban existieren weitere Gruppierungen, die halbautonom agieren. Zu nennen 
wären zum Beispiel die Netzwerke der Familie Haqqani oder der Familie Mansur, sowie die so genannte Tora 
Bora Front, die aus ehemaligen Anhängern der Hizb-e Islami von Yunus Khalis besteht. Außerdem gibt es noch 
selbstständige Widerstandsgruppen, wie die Hizb-e Islami von Gulbuddin Hekmatyar (BAA 2011). 
 

Taliban und Frühjahrsoffensive 2013 
 

Die Taliban sind die berüchtigtste in Afghanistan aktive Bewegung. Sie operiert hauptsächlich im Süden 
Afghanistans - besonders in den traditionellen Hochburgen Helmand und Kandahar. Geleitet werden die Taliban 
durch den Gründer und Führer der afghanischen Taliban Mullah Omar und der Quetta-Shura - einer Gruppe von 
Veteranen der Taliban, die in Quetta, Pakistan, lokalisiert sind. Dies ist jene Gruppe, die vormals Afghanistan 
regierte und al-Qaida Zuflucht gewährte, bevor sie von den amerikanischen Kräften entmachtet wurde (Thomson 
Reuters 29.7.2011). 
 

Der territoriale Einfluss und die Kontrolle der Taliban nahmen 2012 ab. Nichtdestotrotz blieb der Einfluss der 
Aufständischen in vielen ländlichen Gebieten erhalten, die damit als Ausgangspunkte für Attacken auf Städte 
dienten. Dies ermöglichte den Taliban, Angriffe in derselben Häufigkeit wie 2012 durchzuführen - jedoch in 
weniger bevölkerungsreichen Gegenden (USDOD 7.2013). 
 

Im April 2013 kündigten die Taliban ihre Frühlingsoffensive "Khalid ibn al-Walid" an, mit der Intention 
komplexe Selbstmordattentate und Insiderangriffe gegen die "Basis der Fremdeindringlinge, deren diplomatische 
Zentren und militärische Stützpunkte" durchzuführen. Die großen Vorfälle dieser Offensive waren u.a. im März 
ein Bombenanschlag auf das Verteidigungsministerium in Kabul mit 9 Toten und auf das Polizeihauptquartier in 
Jalalabad mit 5 Toten, ein Anschlag auf ein Gericht in Farah im April und ein Anschlag auf den Supreme Court 
im Juni mit 17 Toten (UNSC 13.6.2013; vgl. BBC 25.6.2013 ). Der Taliban-Führer Mullah Muhammad Omar 
proklamierte, dass Angriffe durch mit den Taliban sympathisierender Mitglieder der ANSF auf die 
internationalen Streitkräfte eine Schlüsselstrategie der Taliban seien, um die Kontrolle zu erobern (CSIS 
28.3.2013). Ende Mai wurde ein Selbstmordattentat auf das Anwesen des Gouverneurs der Provinz Panjshir 
durch die Islamic Movement of Uzbekistan (IMU) und die Taliban durchgeführt (LWJ 1.6.2013). Den 
Sicherheitskräften gelang es allerdings eine Autobombe vor Ort zu entschärfen. Vier Polizisten wurden verletzt, 
die sechs Angreifer getötet (Xinhua 29.5.2013). Diese Attacke war die erste dieser Art im Panjshir Tal seit 
Oktober 2011. Das Tal gilt als stark gegen die Taliban eingestellt und die Provinz Panjshir als besonders 
friedlich. Die Attacken der Taliban verstärkten sich nach der Ausrufung der Frühjahrsoffensive. Im Rahmen der 
Frühjahrsoffensive verübten die Taliban am 24.5.2013 auch eine Attacke auf den Compound der International 
Organisation for Migration in Kabul. Dieser folgte ein fünfstündiges Gefecht (Reuters 29.5.2013). Ein Polizist 
und zwei Angreifer wurden dabei getötet, 10 Personen verletzt (Reuters 24.5.2013). 
 

Spezifische Aspekte der Sicherheitslage - Beziehung zu Pakistan 
 

Ein großes Konfliktpotential bergen die Spannungen zwischen Afghanistan und Pakistan. Islamabad hat es 
verstanden paschtunische Dschihadis zu benutzen und sie ihrem Interesse entsprechend zu fördern, besonders da 
die Regierung Afghanistans die Durand Linie [Anmerkung: Demarkationslinie zwischen Afghanistan und 
Pakistan] nicht als internationale Grenze anerkennt (ICG 26.3.2012) 
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Afghanistan bemüht sich im Rahmen des sog. "Istanbul Prozesses" um verstärkte regionale Zusammenarbeit. 
Die daraus folgende Hoffnung auf eine Verbesserung der Beziehungen zwischen Afghanistan und seinen 
Nachbarstaaten ist eine wichtige Voraussetzung für Frieden, Sicherheit und Entwicklung in Zentralasien (AA 
4.6.2013). 
 

Im Herbst des Jahres 2012 leitet die ISAF die Entwicklung einer "Tripartite Border Standard Operating 
Procedure", um die Beziehungen zwischen ISAF, ANSF und dem pakistanischen Militär zu verbessern. Die 
ISAF bemüht sich auch weiterhin die Kooperation, Partizipation und Engagement der Afghanen und Pakistanis 
zu verbessern. Vor kurzem hat die ANSF ein "Tripartite Joint Operations Center" in Kabul errichtet, welches 
höheren Staatsangestellten direkten Zugang zu den entsprechenden Ministerien gewährt. Treffen, in denen 
Grenzangelegenheiten adressiert werden, halten an und sind wesentlich für die Entwicklung und Verbesserung 
grenzübergreifender Beziehungen (Senate Armed Services Committee 16.4.2013). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (4.6.2013): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Islamischen Republik Afghanistan 
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15.1.2014 
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 - UKHO (8.5.2013): Country Of Origin Information (COI) Report Afghanistan, ursprünglich 14.2.2014, 
neu veröffentlicht 8.5.2013; 
http://www.ukba.homeoffice.gov.uk/sitecontent/documents/policyandlaw/coi/afghanistan/report-
feb.pdf?view=Binary, Zugriff 20.1.2014 
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Sicherheitslage in Kabul 
 

Kabul ist unter jenen Gebieten, in denen infolge militärischer, überwiegend afghanisch geführter Operationen, 
starker Präsenz im Raum sowie politischer und wirtschaftlicher Maßnahmen eine partielle Stabilisierung erzielt 
werden konnte und die Sicherheitslage überwiegend unter Kontrolle ist (AA 4.6.2013). Die ANSF geht während 
dieser Angriffe professioneller im Kampf gegen die Rebellen vor als früher (AAN 2.6.2013). Kabul bleibt unter 
der Führung der ANSF die sicherste Gegend Afghanistans (USDOD 12.2012). Laut internationalen NGOs ist 
Kabul trotz der Vorfälle und Angriffe einer der wenigen Orte Afghanistans, wo die Sicherheitssituation relativ 
gut und stabil ist. Dem Internationalen Polizei-Koordinierungsausschuss zufolge gehören Kabul und andere 
große Städten in Afghanistan zu den Orten, wo die Afghanische Nationalpolizei (ANP) bei der Gewährleistung 
von Sicherheit gut funktioniert. Laut IOM ist Kabul trotz einiger Selbstmordanschläge, die das Leben der 
Bevölkerung beeinträchtigen, sicherer und stärker unter Kontrolle als andere Orte in Afghanistan. Die 
unabhängige Afghanistan Independent Human Rights Commission teilt diese Meinung (DIS 5.2012). 
 

Der Fokus des Terrors liegt nicht auf Kabul oder allgemein auf städtischen Zentren, sondern der Großteil der 
Gewalt passiert in ländlichen Gegenden (AAN 2.6.2013). Die Taliban, einschließlich des Haqqani-Netzwerks, 
führen jedoch weiterhin öffentlichkeitswirksame Angriffe in der afghanischen Hauptstadt durch und zeigen, dass 
sie überall im Land zuschlagen können und selbst den sog. "Stahlring" der afghanischen Sicherheitskräfte um die 
Zentren großer Städte überwinden. Dies zielt darauf ab, die Aufmerksamkeit internationaler Medien und damit 
möglicher "Financiers" zu erregen und Unsicherheit in der afghanischen Bevölkerung, der afghanischen 
Regierung und den afghanischen Streitkräften zu schüren (ACCORD 10.1.2014 vgl. AAN 2.6.2013). 
 

Im April 2013 kündigten die Taliban ihre Frühlingsoffensive "Khalid ibn al-Walid" [Anmerkung: auch "Khaled 
ben Walid"] an. Größere Zwischenfälle in Kabul involvierten u.a. eine Explosion nahe des 
Verteidigungsministeriums in Kabul im März 2013, bei dem neun Zivilisten ums Leben kamen. Ein Beispiel für 
erfolgreiche Vereitelung war die Entdeckung eines größeren Waffenversteckes und die Festnahme von 5 
Personen am 13. März (UNSC 13.6.2013). 
 

Weitere größere, sicherheitsrelevante Vorfälle in Kabul: 
 

Im Mai 2013 bekannte sich die Hezb-e Islami Gulbuddin zu einem Attentat in Kabul, bei dem neun Zivilisten, 
zwei ISAF Mitarbeiter und vier Mitarbeiter eines ausländischen Unternehmens getötet wurden und im Juni tötete 
ein Selbstmordanschlag auf den Supreme Court mindestens 17 Zivilisten(UNSC 13.6.2013). 
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Im Juni 2013 gab es einige Anschläge der Taliban in schwerbewachten Gebiete Kabuls, in denen sich viele 
wichtige Gebäude befinden, wie zum Beispiel die NATO-Zentrale und der Präsidentenpalast (BBC 25.6.2013). 
 

Am 2. Juli 2013 kam es zu einem Anschlag nahe einer UN Einrichtung, bei dem 6 Personen getötet wurden. 
Insgesamt kam es im Berichtszeitraum zwischen 16. Mai und 15 August zu 7 Selbstmordanschlägen in Kabul. 
(UNSC 6.9.2013). 
 

Die Taliban attackierten mit Schüssen und einer Autobombe im Oktober 2013 einen Konvoi ausländischer 
Fahrzeuge in Kabul. Es war der erste größere Vorfall seit Juli (Reuters 18.10.2013). Agence France-Presse 
(AFP) berichtet, dass in den Monaten vor diesem Anschlag die afghanische Hauptstadt relativ friedlich gewesen 
ist, nachdem zuvor einige Selbstmordanschlägen und bewaffnete Angriffe stattgefunden hatten (AFP 
18.10.2013). 
 

Am 16. November 2013 tötete ein Anschlag nahe einer Einrichtung, die für die Loya Jirga vorbereitet wurde 8 
Zivilisten (UNSC 6.12.2013). 
 

Am 18.Jänner.2014 starben mindestens 24 Menschen bei dem Anschlag der Taliban auf ein unter Ausländern 
beliebtes und stark gesichertes Restaurant Restaurant in Kabul. (FAZ 18.1.2014) 
 

Bei einem Selbstmordanschlag auf einen Bus der afghanischen Armee sind am 26.1.2014 in Kabul vier 
Menschen getötet worden, am 25.1.2014 wurden bei einer Explosion zwei Personen verletzt (FAZ 26.1.2014). 
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Afghanistan, http://www.defense.gov/news/1230_Report_final.pdf, Zugriff 15.1.2014 

 

Regionale Sicherheitslage im Westen des Landes (Provinzen: Badghis, Farah, Ghor und Herat) 
 

Die Provinz Badghis 
 

Badghis wird zu den relativ friedlichen Provinzen Westafghanistans gezählt. Nichtsdestotrotz, haben Militante 
ihre rebellischen Aktivitäten kürzlich in einer Anzahl von Bezirken erhöht (Khaama 10.12.2013). Bereits im 
ersten Quartal des Jahres 2013 haben sich die Vorfälle in der Provinz Badghis im Vergleich zum Vorjahr um 64 
Prozent erhöht. Es wurden im ersten Quartal des Jahres 2013 120 Vorfälle registriert (ANSO 4.2013). 
 

Die offiziellen Aussagen zur Sicherheitslage der Provinz Badghis sind widersprüchlich: Sicherheitskräfte sind 
der Meinung, dass seit die ausländischen Sicherheitskräfte den Bezirk Bala Murghab verlassen haben, sich die 
Sicherheitslage verbessert habe. Der Bezirksgouverneur sagt hingegen aus, dass die Gegend zu einem 
Rückzugsgebiet der Taliban geworden sei, die ihre Angriffe intensiviert hätten (Tolo News 29.7.2013). 
 

Sicherheitsbehörden 
 

Die nationalen afghanischen Sicherheitskräfte Afghan National Security Forces (ANSF) bestehen aus: der 
Afghan National Army (ANA), der nationalen afghanischen Polizei (ANP, Afghan National Police) und den 
nationalen afghanischen Luftstreitkräften Afghan Air Force (AAF) (NATO 6.2013). Die ANP und die ALP 
tragen die Verantwortung für die interne Ordnung, waren aber auch am Kampf gegen die Rebellen beteiligt 
(USIP 2.2013). 
 

Nach offiziellen Aussagen der Afghanischen Nationalarmee zufolge konnten die Afghan National Security 
Forces (ANSF) in den ersten sechs Monaten des Jahres 2013 selbstständig 90 Prozent aller militärischen 
Operationen leiten. Die afghanische Regierung hat bis jetzt noch keine konkreten Maßnahmen gesetzt, um zivile 
Todesfälle am Boden zu vermeiden und sicherzustellen, dass die afghanischen Kräfte die notwendigen 
Maßnahmen setzen, um die Zivilisten und Gemeinden, die von dem bewaffneten Konflikt betroffen sind, zu 
schützen. Der Anstieg der zivilen Todesfälle in Operationen der ANSF von 1 auf 14 fällt zusammen mit einem 
Anstieg der eigenständigen Operationen der ANSF, welche die Notwendigkeit für ANSF-Richtlinien und 
Eingreifregelungen zum Schutz der Zivilisten bekräftigen (UNAMA 7.2013). 
 

Afghan National Police (ANP) und Afghan Local Police (ALP) 
 

Die ANP besteht aus vier Polizeistreitkräften und zwei Hilfstruppen, die unter der Leitung des 
Innenministeriums (MOI) stehen. Die Hauptkomponenten der ANP sind die Afghan Uniform Police (AUP), die 
Afghan National Civil Order Police (ANCOP), die Afghan Border Police (ABP), und die Afghan Anti-Crime 
Police (ACCP). Die Afghan Local Police (ALP) wurde durch ein Dekret des Präsidenten und mit Unterstützung 
der USA errichtet. Die 19,000 Mitglieder, wurden von Dorfältesten und lokalen Machthabern ausgewählt, um 
die Gemeinden gegen Angriffe der Taliban zu schützen. Diese werden von Teams der U.S. Spezialkräfte 
ausgebildet, die, durch Finanzierung unterstützt, sie mit Waffen, Kommunikationsausrüstung und Verstärkung 
versorgen. Dorfverteidigungseinheiten ("village defense units") bewachen Gebäude und führen lokale 
Operationen gegen die Rebellen durch (USIP 2.2013). 
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Nationalarmee (ANA) 
 

Die afghanische Nationalarmee (ANA) untersteht dem Verteidigungsministerium und ist verantwortlich für die 
externe Sicherheit (USDOS 19.4.2013). 
 

National Directorate of Security (NDS) 
 

Das National Directorate of Security (NDS) ist verantwortlich für die Ermittlung in Fällen die nationale 
Sicherheit betreffend und hat auch die Funktion eines Geheimdienstes(USDOS 19.4.2013). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (4.6.2013): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Islamischen Republik Afghanistan 

 

 - NATO - North Atlantic Treaty Organization (6.2013): Afghan National Security Forces (ANSF), 
http://www.nato.int/nato_static/assets/pdf/pdf_2013_06/20130604_130604-mb-ansf.pdf, Zugriff 
7.8.2013 

 

 - UNAMA - UN Assistance Mission in Afghanistan (7.2013): 

Afghanistan; Mid-Year Report 2013; Protection of Civilians in Armed Conflict, 

http://www.ecoi.net/file_upload/1930_1375368030_linkclick.pdf, Zugriff 14.1.2014 
 

 - USDOS - US Department of State (19.4.2013): Country Report on Human Rights Practices 2012 - 
Afghanistan, http://www.state.gov/j/drl/rls/hrrpt/humanrightsreport/#wrapper, Zugriff 16.1.2014 

 

 - USIP - United States Institute of Peace (2.2013): Police Transition in Afghanistan, 

http://www.usip.org/sites/default/files/resources/SR322.pdf, Zugriff 16.1.2014 
 

Allgemeine Menschenrechtslage 
 

Die Menschenrechtssituation in Afghanistan verbessert sich weiter, allerdings langsam. Die universellen 
Menschenrechte sind in der afghanischen Verfassung verankert, aber bei weitem noch nicht vollständig 
verwirklicht. Insbesondere die Lage der Frauen bleibt in der konservativ-islamischen Gesellschaft schwierig (AA 
4.6.2013) 
 

Menschenrechtsprobleme hielten an, von Beobachtern wurden die inadäquate Ausbildung und fehlendes 
Einfühlvermögen der Sicherheitskräfte kritisiert. Menschrechtsorganisationen kritisierten die begrenzte 
Rechenschaft, die für Sicherheitsbehörden gilt, im Speziellen für die Afghan Local Police (ALP), obwohl das 
Innenministerium (MOI) am Ende des Jahres 2012 Maßnahmen umsetzte, um die Rechenschaft der ALP zu 
steigern. Zum Beispiel, arbeitet das MOI mit dem Internationalen Komitee des Roten Kreuzes (ICRC) 
zusammen, um die Menschenrechtsausbildung für ALP Rekruten zu auszuweiten (USDOS 19.4.2013). 
 

Die Ernennungen der neuen Mitglieder der Menschenrechtskommission im Juni 2013 rief Unmut unter 
Menschenrechtsorganisationen sowohl in Afghanistan, als auch im Ausland hervor (RFE 3.7.2013). So 
beförderte Staatspräsident Karzai, unter anderem, einen früheren Talibanführer zum Kommissionär der AIHRC. 
Es gab auch andere kontroverse KandidatInnen (AAN 16.6.2013; vgl. Rawa 3.7.2013). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (4.6.2013): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Islamischen Republik Afghanistan 

 

 - AAN - Afghan Analyst (16.6.2013): AIHRC Commissioners Finally Announced , 

http://www.afghanistan-analysts.org/aihrc-commissioners-finally-announced, Zugriff 16.1.2014 
 

 - Open Democracy (6.3.2013): Afghanistan: the blind pursuit of peace and reconciliation, 

http://www.opendemocracy.net/5050/massouda-jalal/afghanistan-blind-pursuit-of-peace-and-reconciliation, 
Zugriff 24.9.2013 
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 - RAWA - Revolutionary Association of the Women of Afghanistan (3.7.2013): Human Rights 
Commission Appointments Draw Fire In Afghanistan, 

http://www.rawa.org/temp/runews/2013/07/03/human-rights-commission-appointments-draw-fire-in-
afghanistan.html#ixzz2bN4fHz3t, Zugriff 16.1.2014 
 

 - RFE-Radio Free Europe (3.7.2013): Human Rights Appointments Draw Fire In Afghanistan, 

http://www.rferl.org/content/afghanistan-human-rights-appointments/25035511.html, Zugriff 16.1.2014 
 

 - USDOS - US Department of State (19.4.2013): Country Report on Human Rights Practices 2012 - 
Afghanistan, http://www.state.gov/j/drl/rls/hrrpt/humanrightsreport/#wrapper, Zugriff 16.1.2014 

 

Ethnische Minderheiten 
 

In Afghanistan leben laut Schätzungen mehr als 31 Millionen Menschen. Davon sind 42 Prozent Pashtunen, 27 
Prozent Tajiken, 9 Prozent Hazara, 9 Prozent Usbeken, 4 Prozent Aimaken, 3 Prozent Turkmenen, 2 Prozent 
Balochen und 4 Prozent gehören zu anderen kleineren ethnischen Gruppen (CIA 7.1.2014 vgl. CRS 22.11.2013). 
In der neuen Verfassung Afghanistans von 2004 werden Pashtunen, Tadschiken, Hazara, Usbeken, Turkmenen, 
Belutschen, Pahsai, Nuristanis, Aimaken, Araber, Kirgisen, Qilbash, Gujuren, Brahuin und andere ethnische 
Gruppen erwähnt, die ein Recht auf die afghanische Staatsbürgerschaft haben. Aber auch die Sprache der 
ethnischen Gruppen wurde in die neue Verfassung aufgenommen (MRGI 7.2012). 
 

Die afghanische Verfassung schützt sämtliche ethnische Minderheiten. Neben den offiziellen Landessprachen 
Dari und Paschtu wird in der Verfassung (Art. 16) sechs weiteren Sprachen dort ein offizieller Status 
eingeräumt, wo die Mehrheit der Bevölkerung (auch) eine dieser anderen Sprache spricht. Diese weiteren in der 
Verfassung genannten Sprachen sind Usbekisch, Turkmenisch, Belutschisch, Pashai, Nuristani und Pamiri (AA 
4.6.2013 vgl. englische Übersetzung der Verfassung UNPAN 2004). 
 

Die Pashtunen als die größte Gruppe leben Großteils im Süden und Südosten des Landes, aber auch in allen 
anderen Teilen des Landes. Die Minderheit der Hazara lebt überwiegend in der Mitte des Landes (Hazarajat) und 
in Kabul, die Minderheit der Usbeken im Norden wie auch die turkmenische Minderheit, jene der Aimaken im 
Westen, der Belutschen im Westen und Nordwesten des Landes; und die nuristanische Minderheit überwiegend 
im Osten von Afghanistan (MRGI 7.2012). 
 

Interethnische Ehen, im Speziellen zwischen Pashtunen und anderen Gruppen, haben die ethnischen 
Unterschiede zwischen den Gemeinschaften verwischt. Es gibt auch interethnische Beziehungen zwischen 
Tadschiken und mongolischen und turkmenischen MigrantInnen und zwischen Hazara und Usbeken (MRGI 
7.2012). 
 

Die Pashtunen haben mehr Sitze in beiden Häusern des Parlaments, aber nicht mehr als 50 Prozent der 
Gesamtsitze. Es gibt keinen Beweis, dass spezielle soziale Gruppen ausgeschlossen werden. Es gibt keine 
Gesetze, welche die Teilnahme von Minderheiten am politischen Leben verhindert. Nichtsdestotrotz, 
beschwerten sich unterschiedliche ethnische Gruppen, dass sie keinen Zugang zu Beamtenjobs staatlicher 
Anstellung in Provinzen haben, in denen sie eine Minderheit darstellen (USDOS 19.04.2013). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (4.6.2013): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Islamischen Republik Afghanistan 

 

 - CRS - US Congressional Research Service (22.11.2013): Afghanistan: 

Politics, Elections, and Government Performance, http://www.fas.org/sgp/crs/row/RS21922.pdf, Zugriff 
3.1.2014 

 

 - CIA - The CIA World Factbook (7.1.2014):Afghanistan, https://www.cia.gov/library/publications/the-
world-factbook/geos/af.html, Zugriff 16.1.2014 

 

 - MRGI - Minority Rights Group International (7.2012): World Directory of Minorities and Indigenous 
Peoples - Afghanistan, http://www.refworld.org/docid/4954ce5ec.html, Zugriff 30.7.2013 

 

 - UNPAN - United Nation Public Administration Network (2004): Afghan Constitution, 

http://unpan1.un.org/intradoc/groups/public/documents/APCITY/UNPAN015879.pdf, Zugriff 6.12.2013 
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 - USDOS - US Department of State (19.4.2013): Country Report on Human Rights Practices 2012 - 
Afghanistan, http://www.state.gov/j/drl/rls/hrrpt/humanrightsreport/#wrapper, Zugriff 16.1.2014 

 

Tadschiken 
 

Die dari-sprachige Minderheit der Tadschiken ist die zweitgrößte und zweitmächtigste Gemeinschaft in 
Afghanistan (CRS 22.11.2013). Sie macht etwa 27 Prozent der Bevölkerung in Afghanistan aus (CIA Datum). 
35 Prozent des ANSF Offizierskorps sind Tadschiken. Die Tadschiken sind der Kern der "Nordallianz", eine 
politisch-militärische Koalition, die oft Karzai und seinem inneren paschtunischen Zirkel gegenübersteht, aber 
trotzdem mit ihm an den Strukturen der Regierung arbeitet. Der erste Vizepräsident von Präsident Hamid Karzai 
ist Muhammad Fahim, ein Tadschike. Der Verteidigungsminister, Bismillah Khan Mohammedi, ist ebenfalls ein 
Tadschike (CRS 22.11.2013). 
 

Quellen: 
 

 - CRS - US Congressional Research Service (22.11.2013): Afghanistan: 

Politics, Elections, and Government Performance, https://www.fas.org/sgp/crs/row/RS21922.pdf, 
Zugriff 16.12.2013 

 

 - CIA - The CIA World Factbook (7.1.2014): Afghanistan, https://www.cia.gov/library/publications/the-
world-factbook/geos/af.html, Zugriff 16.1.2014 

 

Grundversorgung/Wirtschaft 
 

Afghanistan teilt die üblichen Herausforderungen, die viele Niedriglohn- und Entwicklungswirtschaften haben: 
hohen Entwicklungsbedarf und beschränkte Ressourcen. Afghanistan ist zusätzlich mit dem Problem 
konfrontiert, eine große Sicherheitsinfrastruktur zu pflegen, wodurch die bereits begrenzten Geldmittel von 
wichtigeren Kapitalausgaben weggeleitet werden (IMF 5.2013). Die letzten zehn Jahre haben zu keiner 
wesentlichen Veränderung der Arbeitslosenrate der afghanischen Bevölkerung beigetragen. Das Land leidet 
unter einem hohen Grad an Arbeitslosigkeit und den Mangel an Strategien im Bereich von Manufaktur (AF 
14.6.2012). 
 

Nach Berechnungen der International Labour Organisation (ILO) werden in Zukunft pro Jahr 400.000 Afghanen 
auf den Arbeitsmarkt kommen, was seine Gründe in der afghanischen Bevölkerungsstruktur hat (AA 4.6.2013). 
Mehr als 40 Prozent der afghanischen Bevölkerung ist 14 Jahre alt oder jünger (CSIS 23.1.2013). 
 

36 Prozent der Bevölkerung leben unter der nationalen Armutsgrenze (WB 17.3.2013). Der Prozentsatz der 
Bevölkerung in Afghanistan, der Zugang zu Elektrizität hat, ist mit ca. 30 Prozent der niedrigste weltweit. (WB 
2013). Die Analphabetenrate beträgt bei Frauen 88 Prozent und bei Männer 61 Prozent (IOM 2.12.2012). Rund 
90 Prozent der Frauen und 70 Prozent der Männer haben keinen Schulabschluss. Außerhalb der Hauptstadt 
Kabul und der Provinzhauptstädte fehlt es an vielen Orten an grundlegender Infrastruktur für Transport, Energie 
und Trinkwasser. Das rapide Bevölkerungswachstum stellt eine weitere besondere Herausforderung für die 
wirtschaftliche und soziale Entwicklung des Landes dar (AA 4.6.2013). 
 

Das reale Wachstum des Bruttoinlandsproduktes konnte seit 2011 aufgrund von günstigen Wetterbedingung und 
einer außergewöhnlichen Ernte im Jahr 2012 gesteigert werden. Der Bergbausektor verzeichnete dynamische 
Entwicklungen 2012 und positive Entwicklungen im Dienstleistungssektor konnten ein Wachstum im selben 
Jahr verzeichnen. Eine sich verschlechternde Sicherheitssituation und die erhöhte Wahrnehmung von 
Unsicherheit wirkt sich auf neue Investitionen aus. Die Opiumproduktion 2012 konnte im Gegensatz zum 
Vorjahr mit 36 Prozent gesenkt werden, ist jedoch höher als die Produktionsrate 2010 (WB 2.5.2013). 
 

Die lokale Wirtschaft basiert auf dem informellen Sektor (miteingerechnet sind illegale Aktivitäten), welcher 
etwa 80-90 Prozent der wirtschaftlichen Aktivität ausmacht. Der Arbeitsmarkt in Afghanistan wird dominiert 
von dem landwirtschaftlichen Sektor und dem Dienstleistungssektor. Der Landwirtschaftssektor kann nur 
schwach die Menschen mit Arbeit und Einkommen versorgen. Der Dienstleistungssektor, der Hauptträger des 
starken afghanischen Wachstums, wird am meisten unter der progressiven Reduktion des internationalen 
Geldflusses leiden (ILO 31.5.2012). 
 

Die Arbeitslosenrate beträgt 38 Prozent, während die Grundlinie der Arbeitslosenrate der zwischen 15- und 24-
jährigen bei 26 Prozent liegt (IOM 2.12.2012). Afghanistan ist jährlich mit 400,000 neuen arbeitslosen 
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Jugendlichen konfrontiert. Es bedarf der Generierung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten für jene, die in den 
Arbeitsmarkt neu eintreten, aber auch für diejenigen, die arbeitslos und unterbeschäftig sind (IOM 31.5.2012). 
Die Zahl der seit 2002 zurückgekehrten afghanischen Flüchtlinge beträgt mit Stand 31.12.2012 4.7 Millionen: 
(UNHCR 3.2013). Die Rückkehrer üben Druck auf lokale Bewältigungskapazitäten aus. Im Durchschnitt, 
überleben die Familien mit weniger als einen Dollar pro Tag und ein Drittel der Arbeitskraft fällt unter die 
Kategorie der unstabilen und ungelernten Arbeit (saisonale Tagesarbeit im landwirtschaftlichen Sektor oder im 
Baugewerbe) (ILO 31.5.2012). 
 

Ein weiteres Problem ist laut ILO die hohe Anzahl derjenigen, die z. B. ohne Gehalt im Familienbetrieb 
aushelfen (sogenanntes "vulnerable employment"). Dies sind zu 95% Frauen, insgesamt etwa 6,18 Millionen 
Menschen und damit rund ein Fünftel der Gesamtbevölkerung. Da das Wachstum der Privatwirtschaft und die 
Schaffung von Arbeitsplätzen nicht nur wichtig für die Armutsreduzierung im Land ist, sondern durch die 
Schaffung von Perspektiven auch zu Sicherheit und Stabilität im Land beiträgt, ist die Unterstützung der 
Privatwirtschaft einer der Schlüsselbereiche der bilateralen Zusammenarbeit (AA 4.6.2013). 
 

Die Landwirtschaft ist besonders relevant für das Wachstum von Arbeitsplätzen und Einkommen. ArbeiterInnen 
dieses Sektors repräsentieren 60 Prozent aller Beschäftigten. Die Arbeit im Landwirtschaftssektor ist 
charakterisiert von kleinen Familienbetrieben, die oftmals genügend für den Eigenbedarf produzieren und selten 
genügend Ressourcen haben, um für die Familien das ganze Jahr über zu sorgen (WB 2.5.2013). 
 

Die Schlüsselfaktoren für Nahrungsmittelunsicherheit in Afghanistan: 

steigender bewaffneter Konflikt, Unsicherheit und Binnenvertreibung, sowie immer wiederkehrende Zyklen von 
Naturkatastrophen wie Dürre und Überflutungen (IOM 2.12.2012). 
 

Laut internationalen Finanzinstitutionen und Gebern, werden jahrzehntelang Milliarden an Hilfsgeldern 
notwendig sein, soll das Land seine eigene Sicherheit verantworten, seine Kinder ausbilden und die Wirtschaft 
modernisieren. Der IWF gab an, dass sich die finanzielle Eigenständigkeit Afghanistan bis weit nach 2032 
verzögern wird (FT 20.5.2013). Afghanistan muss radikal seine Methoden, wie Hilfsgelder verwendet werden, 
ändern (CSIS 23.1.2013). 
 

Trotz erheblicher und anhaltender Anstrengungen belegt Afghanistan laut dem Human Development Index von 
UNDP (2011) unter 187 ausgewerteten Ländern den 172. Rang (AA 4.6.2013). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (4.6.2013): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Islamischen Republik Afghanistan 

 

 - AF - Asia Foundation (14.6.2012): The prospects for economic development in Afghanistan, 

http://asiafoundation.org/resources/pdfs/ProspectsofEconomicDevelopmentinAfghanistanOccasionalPaperfinal.p
df, Zugriff 9.8.2013 
 

 - CSIS - Center for Srategic & International Studies (23.1.2013): 

Afghanistan: Meeting The Real World Challenges Of Transition, 
http://csis.org/files/publication/130123_Afghan_Meeting_Challenges_Transition.pdf, Zugriff 9.8.2013 
 

 - FT- Financial Times (20.5.2013): Afghanistan's forgotten crisis: 

its economy, 

http://www.ft.com/intl/cms/s/0/59d9a5ae-b21e-11e2-a388-00144feabdc0.html#axzz2bT1Wn3iL, Zugriff 
9.8.2013 
 

 - IOM - International Organization of Migration (2.12.2012): 

Afghanistan 2012- Consolidated Appeal, 
http://www.iom.int/jahia/webdav/shared/shared/mainsite/activities/countries/docs/afghanistan/IOM-Afghanistan-
CAP-2012.pdf, Zugriff 17.9.2013 
 

 - WB - Worldbank (17.3.2013): Afghanistan at a glance, http://devdata.worldbank.org/AAG/afg_aag.pdf, 
Zugriff 9.8.2013 
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 - WB - Worldbank (2.5.2013): Afghanistan Economic Update, http://www-
wds.worldbank.org/external/default/WDSContentServer/WDSP/IB/2013/05/02/000333037_201305021
61223/Rendered/PDF/770830REVISED0box377289B00PUBLIC00.pdf, Zugriff 9.8.2013 

 

Behandlung nach Rückkehr 
 

Die Kapazitäten der afghanischen Regierung Rückkehrer aufzunehmen hielt sich in Grenzen. Trotzdem 
berichtete UNHCR, dass wirtschaftliche Schwierigkeiten und eine schlechte Sicherheitslage in Pakistan und Iran 
zu einem Anstieg an Rückkehrern nach Afghanistan führte. Zusätzlich gaben Rückkehrer an, dass lokale 
Verbessrungen der Sicherheitslage in manchen Teilen Afghanistan der primäre Grund für die Rückkehr waren. 
 

Im Zeitraum 1. Jänner - 30.November 2012, kehrten 82,000 afghanische Flüchtlinge auf Basis der freiwilligen 
Rückkehr mit Hilfe von UNHCR nach Afghanistan zurück. Es kam zu einer Steigerung von 24 Prozent im 
Vergleich zum Vorjahr. Der Iran schob im gleichen Zeitraum 234,151 unregistrierte afghanische Staatsbürger 
nach Afghanistan ab, bei Pakistan waren es 7,114 afghanische Staatsbürger (USDOS 19.4.2013). 
 

Neben der Schweiz, Australien, Iran, Norwegen und Pakistan haben Dänemark, Frankreich, die Niederlande und 
Schweden mit Afghanistan und dem UNHCR sog. Drei-Parteien-Abkommen zur Regelung der freiwilligen 
Rückkehr von afghanischen Flüchtlingen in ihr Heimatland. Abkommen mit Großbritannien und Finnland 
werden derzeit verhandelt. Die Abkommen sehen u.a. die Übernahme von Reisekosten, 
Wiedereingliederungshilfe und Unterstützungsmaßnahmen für besonders schutzbedürftige Flüchtlinge vor. Von 
Großbritannien, Frankreich, Dänemark und Australien ist bekannt, dass diese Länder abgelehnte Asylbewerber 
afghanischer Herkunft nach Afghanistan abschieben (AA 4.6.2013). 
 

Afghanistan teilt die üblichen Herausforderungen, die viele Niedriglohn und Entwicklungswirtschaften haben: 
hohen Entwicklungsbedarf und beschränkte Ressourcen. Afghanistan ist zusätzlich der Problematik ausgesetzt, 
eine große Sicherheitsinfrastruktur zu pflegen, wodurch die eh schon begrenzten Geldmittel von wichtigeren 
Kapitalausgaben weggeleitet werden (IMF 5.2013). Die nationale Armutsrate in Afghanistan beträgt laut 
Weltbank 35.8 Prozent (WB 5.2012). Die lokale Wirtschaft basiert auf dem informellen Sektor (miteingerechnet 
sind illegal Aktivitäten), welche etwa 80-90 Prozent der wirtschaftlichen Aktivität ausmacht. Der Arbeitsmarkt 
in Afghanistan wird dominiert von dem landwirtschaftlichen Sektor und dem Dienstleistungssektor. Der 
Landwirtschaftssektor, kann nur schwach die Menschen mit Arbeit und Einkommen versorgen. Der 
Dienstleistungssektor, der Hauptträger des starken afghanischen Wachstums, wird am meisten unter der 
progressiven Reduktion internationalen Geldflusses leiden (ILO 31.5.2012). 
 

Die Arbeitslosenrate beträgt 38 Prozent, während die Grundlinie der Arbeitslosenrate der zwischen 15- und 24-
jährigen bei 26 Prozent liegt (IOM 2.12.2012). Afghanistan ist jährlich mit 400,000 neuen arbeitslosen 
Jugendlichen konfrontiert. Es bedarf der Generierung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten für die, die in den 
Arbeitsmarkt neu eintreten, aber auch für diejenigen, die arbeitslos und unterbeschäftig sind (IOM 31.5.2012). 
Die Zahl der seit 2002 zurückgekehrten afghanischen Flüchtlinge beträgt 4.7 Millionen [Anmerkung: Stand 
31.12.2013] (UNHCR 3.2013). Diese Rückkehr üben Druck auf lokale Bewältigungskapazitäten aus. Im 
Durchschnitt, überleben die Familien mit weniger als einen Dollar pro Tag und ein Drittel der Arbeitskraft fällt 
unter die Kategorie der unstabilen und ungelernten Arbeit (saisonmale Tagesarbeit im landwirtschaftlichen 
Sektor oder im Baugewerbe) (ILO 31.5.2012). 
 

Ein weiteres Problem ist laut ILO die hohe Anzahl derjenigen, die z. B. ohne Gehalt im Familienbetrieb 
aushelfen (sogenanntes "vulnerable employment"). Dies sind zu 95% Frauen, insgesamt etwa 6,18 Millionen 
Menschen und damit rund ein Fünftel der Gesamtbevölkerung. Da das Wachstum der Privatwirtschaft und die 
Schaffung von Arbeitsplätzen nicht nur wichtig für die Armutsreduzierung im Land ist, sondern durch die 
Schaffung von Perspektiven auch zu Sicherheit und Stabilität im Land beiträgt, ist die Unterstützung der 
Privatwirtschaft einer der Schlüsselbereiche der bilateralen Zusammenarbeit (AA 4.6.2013). 
 

Trotz erheblicher und anhaltender Anstrengungen belegt Afghanistan laut dem Human Development Index von 
UNDP (2011) unter 187 ausgewerteten Ländern den 172. Rang (AA 4.6.2013). Die Analphabetenrate beträgt bei 
erwachsenen Frauen 88 Prozent und bei erwachsenen Männer 61 Prozent (IOM 2.12.2012). 
 

Die Schlüsselfaktoren für Nahrungsmittelunsicherheit in Afghanistan: 

steigender bewaffneter Konflikt, Unsicherheit und Binnenvertreibung, sowie immer wiederkehrender Zyklen 
von Naturkatastrophen wie Dürre und Überflutungen (IOM 2.12.2012). 
 

Quellen: 
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 - AA - Auswärtiges Amt (4.6.2013): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Islamischen Republik Afghanistan 

 

 - ILO - International Labour Organization (31.5.2012): Afghanistan: 

Time to move to sustainable jobs - Study on the state of employment in Afghanistan, 

http://www.ilo.org/public/libdoc/jobcrisis/download/story165_state_of_employment_in_afghanistan.pdf, Zugriff 
17.1.2014 
 

 - IMF - International Monetary Fund (5.2013):Afghanistan: Balancing Social and Security Spending in 
the Context of Shrinking Resource Envelope 
http://www.imf.org/external/pubs/ft/wp/2013/wp13133.pdf, Zugriff 17.1.2014 

 

 - IOM - International Organization of Migration (2.12.2012): 

Afghanistan 2012- Consolidated Appeal, 
http://www.iom.int/jahia/webdav/shared/shared/mainsite/activities/countries/docs/afghanistan/IOM-Afghanistan-
CAP-2012.pdf, Zugriff 17.1.2014 
 

 - UNHCR - United Nations High Commissioner For Refugees (3.2013): 

UNHCR Afghanistan - Factsheet March 2013, http://www.unhcr.org/50002021b.html, Zugriff 17.1.2014 
 

 - USDOS - US Department of State (19.4.2013): Country Report on Human Rights Practices 2012 - 
Afghanistan, http://www.state.gov/j/drl/rls/hrrpt/humanrightsreport/#wrapper, Zugriff 17.1.2014 

 

 - WB - Worldbank (5.2012): Afghanistan - Interactive Visualization Tool, 

http://siteresources.worldbank.org/AFGHANISTANEXTN/Resources/305984-1326909014678/8376871-
1334700522455/DataToolOverview.pdf, Zugriff 17.1.2014" 
 

2.3. Dieser Bescheid wurde dem Beschwerdeführer am 28.10.2014 zu Handen seines rechtsfreundlichen 
Vertreters zugestellt. 
 

3. Gegen Spruchpunkt I dieses Bescheides richtet sich die vorliegende, fristgerechte Beschwerde vom 
10.11.2014, die Mangelhaftigkeit des Verfahrens, mangelhafte bzw. unrichtige Bescheidbegründung und 
unrichtige rechtliche Beurteilung geltend macht. Sie wiederholt das Vorbringen des Beschwerdeführers vor dem 
Bundesamt und weist auf die Verschärfung der Sicherheitslage ua. in der Provinz Badghis hin. 
 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 
 

1. Feststellungen (Sachverhalt): 
 

1.1. Das Bundesverwaltungsgericht schließt sich den Feststellungen des Bundesamtes zur Situation in 
Afghanistan an, die oben wiedergegeben sind. 
 

1.2.1. Im Sinne einer Wahrunterstellung (vgl. VwGH 12.11.2014, Ra 2014/20/0069; 26.11.2014, Ra 
2014/19/0059; 16.12.2014, Ra 2014/19/0101; 16.6.2015, Ra 2015/19/0036; 18.6.2015; Ra 2014/20/0145; 
10.9.2015, Ra 2015/20/0079; 10.9.2015, Ra 2014/20/0167) geht das Bundesverwaltungsgericht von folgendem 
Sachverhalt aus: 
 

Der Beschwerdeführer stammt aus der afghanischen Provinz Badghis. Sein Vater ist vor Längerem gestorben; er 
selbst lebte bis etwa 2003 oder 2004 dort gemeinsam mit zwei älteren Brüdern. Die Taliban begannen, Kämpfer 
zu rekrutieren, indem sie von Haus zu Haus gingen und feststellten, wie viele Männer im kampffähigen Alter 
den einzelnen Haushalten angehörten. Sodann forderten sie eine entsprechende Zahl von Kämpfern an und 
teilten dies dem Dorfvorsteher mit. Im Einzelfall gingen sie auf die betreffenden Haushalte selbst zu und gaben 
ihre Forderungen bekannt. Dieserart forderten sie auch den Beschwerdeführer auf, sich ihnen anzuschließen. Um 
dem zu entgehen, verließ der Beschwerdeführer daraufhin Afghanistan und hielt sich in der Folgezeit im Iran 
auf. 
 

1.2.2. Dagegen folgt das Bundesverwaltungsgericht nicht den weiteren Behauptungen des Beschwerdeführers, er 
wäre bei einer Rückkehr nach Afghanistan gefährdet, Rekrutierungsversuchen der Taliban ausgesetzt zu sein. 
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2. Beweiswürdigung: 
 

Diese Feststellungen beruhen auf folgender Beweiswürdigung: 
 

2.1. Das Bundesverwaltungsgericht folgt den Feststellungen des Bundesamtes zur Situation in Afghanistan auf 
Grund der dort angeführten Quellen. 
 

2.2.1. Die Feststellungen, die das Bundesverwaltungsgericht im Sinne einer Wahrunterstellung der rechtlichen 
Beurteilung zugrundelegt, beruhen auf den Angaben des Beschwerdeführers vor dem Bundesamt. Ob die Taliban 
aus seinem Haushalt einen oder zwei junge Männer anforderten, ist seinen Angaben nicht eindeutig zu 
entnehmen, da er dies einmal so, dann anders schilderte. Daher werden hiezu keine (hypothetischen) 
Feststellungen getroffen. Ob die Angaben des Beschwerdeführers tatsächlich zutreffen, kann dahingestellt 
bleiben, da sich das Ergebnis mangels Asylrelevanz dieser Behauptungen - im Verein mit den sonstigen 
(Negativ-)Feststellungen - nicht ändert. Das Bundesverwaltungsgericht merkt jedoch an, dass Zweifel an diesen 
Angaben zumindest angebracht sind. Nach seiner Einschätzung hat der Beschwerdeführer 
Rekrutierungsversuche der Taliban zwar zutreffend geschildert, sie haben sich jedoch in der von ihm 
angegebenen Zeit, die vergleichsweise kurz nach dem Sturz der Taliban-Herrschaft (2001) liegt, möglicherweise 
noch nicht so abgespielt. Die Schilderung entspricht auch typischen Rekrutierungsmethoden unter den 
Paschtunen - die als "Lashkar" bekannt sind -, während der Beschwerdeführer Tadschike ist. 
 

2.2.2. Aus den folgenden Überlegungen geht das Bundesverwaltungsgericht nicht davon aus, dass der 
Beschwerdeführer bei einer Rückkehr nach Afghanistan gefährdet wäre, Rekrutierungsversuchen der Taliban 
ausgesetzt zu sein: Nach seiner Darstellung verlangten die Taliban, dass ein oder zwei der drei Brüder mit ihnen 
in den Krieg zögen. Nach seinen weiteren Angaben ist keiner der beiden in Afghanistan verbliebenen Brüder in 
den darauffolgenden neun Jahren mit den Taliban in den Krieg gezogen. Der Beschwerdeführer hat keinen 
Grund genannt, aus dem die Taliban gerade an ihm persönlich interessiert sein sollten; ihnen ist es offenbar nur 
darum gegangen, aus jedem Haushalt Kämpfer zu rekrutieren. Unter diesen Umständen ist es nicht 
nachvollziehbar, weshalb die beiden Brüder des Beschwerdeführers in den Folgejahren nicht zum Kampf 
verpflichtet worden sein sollten, sondern vielmehr nur nach dem Beschwerdeführer selbst gefragt worden sein 
soll. Diese Behauptung wird den Feststellungen daher nicht zugrundegelegt. 
 

3. Rechtliche Beurteilung: 
 

3.1.1. Gemäß § 73 Abs. 1 AsylG 2005 ist das AsylG 2005 am 1.1.2006 in Kraft getreten; es ist gemäß § 75 Abs. 
1 AsylG 2005 auf alle Verfahren anzuwenden, die am 31.12.2005 noch nicht anhängig waren. 
 

Gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte über Beschwerden gegen den Bescheid 
einer Verwaltungsbehörde wegen Rechtswidrigkeit. Gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 BFA-Verfahrensgesetz (in der Folge: 
BFA-VG; Art. 2 Fremdenbehördenneustrukturierungsgesetz BGBl. I 87/2012) idF des Art. 2 FNG-
Anpassungsgesetz BGBl. I 68/2013 und des BG BGBl. I 144/2013 entscheidet das Bundesverwaltungsgericht 
über Beschwerden gegen Bescheide des Bundesamtes. 
 

3.1.2. Das vorliegende Verfahren war am 31.12.2005 nicht anhängig; das Beschwerdeverfahren ist daher nach 
dem AsylG 2005 zu führen. 
 

3.2. Gemäß § 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz, Art. 1 BG BGBl. I 33/2013 (in der Folge: VwGVG), idF 
BG BGBl. I 122/2013 ist das Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht durch das VwGVG geregelt. Gemäß 
§ 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt seines Inkrafttretens bereits 
kundgemacht waren, unberührt. Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit im VwGVG nicht anderes bestimmt ist, auf 
das Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG - wie die vorliegende - das AVG mit Ausnahme 
seiner §§ 1 bis 5 und seines IV. Teiles, die Bestimmungen weiterer, hier nicht relevanter Verfahrensgesetze und 
im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, 
welche die Verwaltungsbehörde in jenem Verfahren angewandt hat oder anzuwenden gehabt hätte, das dem 
Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangen ist. Dementsprechend sind im Verfahren über die 
vorliegende Beschwerde Vorschriften des AsylG 2005 und des BFA-VG) idF des Art. 2 FNG-Anpassungsgesetz 
und des BG BGBl. I 144/2013 anzuwenden. 
 

Gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG hat das Verwaltungsgericht - und somit auch das Bundesverwaltungsgericht - über 
Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der maßgebliche 
Sachverhalt feststeht oder seine Feststellung durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit 
gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist. Liegen diese Voraussetzungen nicht vor, so 
hat das Verwaltungsgericht gemäß § 28 Abs. 3 VwGVG in der Sache selbst zu entscheiden, wenn die 
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Verwaltungsbehörde dem nicht bei der Vorlage der Beschwerde "unter Bedachtnahme auf die wesentliche 
Vereinfachung oder Beschleunigung des Verfahrens" widerspricht. Hat die Behörde notwendige Ermittlungen 
des Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid mit Beschluss 
aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an die Behörde zurückverweisen. Die 
Verwaltungsbehörde ist dabei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von der das Verwaltungsgericht bei 
seinem Beschluss ausgegangen ist. 
 

Gemäß § 6 Bundesverwaltungsgerichtsgesetz BGBl I 10/2013 entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch 
Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Eine 
andere als die Zuständigkeit des Einzelrichters ist für die vorliegende Rechtssache nicht vorgesehen, daher ist 
der Einzelrichter zuständig. 
 

Zu A) 
 

1.1. Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Österreich einen Asylantrag gestellt hat, soweit der 
Antrag nicht gemäß §§ 4, 4a oder 5 AsylG 2005 zurückzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten 
zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im Herkunftsstaat Verfolgung iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK droht 
(vgl. auch die Verfolgungsdefinition in § 2 Abs. 1 Z 11 AsylG 2005, die auf Art. 9 der Richtlinie 2011/95/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über Normen für die Anerkennung von 
Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf internationalen Schutz, für einen 
einheitlichen Status für Flüchtlinge oder für Personen mit Anrecht auf subsidiären Schutz und für den Inhalt des 
zu gewährenden Schutzes, ABl. 2011 Nr. L 337/9 [Statusrichtlinie - Neufassung] verweist). Damit will der 
Gesetzgeber an die Gesamtheit der aufeinander bezogenen Elemente des Flüchtlingsbegriffs der GFK anknüpfen 
(VwGH 24.3.2011, 2008/23/1443). Gemäß § 3 Abs. 3 AsylG 2005 ist der Asylantrag bezüglich der Zuerkennung 
des Status des Asylberechtigten abzuweisen, wenn dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11 
AsylG 2005) offen steht oder wenn er einen Asylausschlussgrund (§ 6 AsylG 2005) gesetzt hat. 
 

Flüchtling iSd Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK (idF des Art. 1 Abs. 2 des Protokolls über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge BGBl. 78/1974) - deren Bestimmungen gemäß § 74 AsylG 2005 unberührt bleiben - ist, wer sich 
"aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines Heimatlandes befindet und 
nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu 
bedienen; oder wer staatenlos ist, sich außerhalb des Landes seines gewöhnlichen Aufenthaltes befindet und 
nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurückzukehren." (vgl. 
VfSlg. 19.086/2010; VfGH 12.6.2010, U 613/10) 
 

Zentraler Aspekt dieses Flüchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung. 
Wohlbegründet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und 
unter Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. zB VwGH 
22.12.1999, 99/01/0334; 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/0011; 17.3.2009, 2007/19/0459; 
28.5.2009, 2008/19/1031; 12.11.2014, Ra 2014/20/0069). Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte 
Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in 
dieser Situation (aus Konventionsgründen) fürchten würde (vgl. VwGH 19.12.2007, 2006/20/0771; 17.3.2009, 
2007/19/0459; 28.5.2009, 2008/19/1031; 6.11.2009, 2008/19/0012; 12.11.2014, Ra 2014/20/0069). Unter 
Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensität in die zu schützende persönliche Sphäre 
des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit 
der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. der Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes 
zu begründen. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen 
Wahrscheinlichkeit droht; die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (VwGH 21.12.2000, 
2000/01/0131; 25.1.2001, 2001/20/0011; 28.5.2009, 2008/19/1031; 12.11.2014, Ra 2014/20/0069). Die 
Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Gründe haben, welche Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK nennt 
(VwGH 9.9.1993, 93/01/0284; 15.3.2001, 99/20/0128; 23.11.2006, 2005/20/0551); sie muss Ursache dafür sein, 
dass sich der Asylwerber außerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet. 
 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 28.3.1995, 95/19/0041; 
27.6.1995, 94/20/0836; 23.7.1999, 99/20/0208; 21.9.2000, 99/20/0373; 26.2.2002, 99/20/0509 mwN; 12.9.2002, 
99/20/0505; 17.9.2003, 2001/20/0177; 28.10.2009, 2006/01/0793; 23.2.2011, 2011/23/0064) ist eine 
Verfolgungshandlung nicht nur dann relevant, wenn sie unmittelbar von staatlichen Organen (aus Gründen der 
GFK) gesetzt worden ist, sondern auch dann, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist, Handlungen 
mit Verfolgungscharakter zu unterbinden, die nicht von staatlichen Stellen ausgehen, sofern diese Handlungen - 
würden sie von staatlichen Organen gesetzt - asylrelevant wären. Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung 
kann nur dann zur Asylgewährung führen, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden 
Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann (VwGH 22.3.2000, 99/01/0256 mwN). 
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Von einer mangelnden Schutzfähigkeit des Staates kann nicht bereits dann gesprochen werden, wenn der Staat 
nicht in der Lage ist, seine Bürger gegen jedwede Übergriffe Dritter präventiv zu schützen (VwGH 13.11.2008, 
2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793¿19.11.2010, 2007/19/0203; 23.2.2011, 2011/23/0064; 24.3.2011, 
2008/23/1101). Für die Frage, ob eine ausreichend funktionierende Staatsgewalt besteht - unter dem Fehlen einer 
solchen ist nicht "zu verstehen, dass die mangelnde Schutzfähigkeit zur Voraussetzung hat, dass überhaupt keine 
Staatsgewalt besteht" (VwGH 22.3.2000, 99/01/0256) -, kommt es darauf an, ob jemand, der von dritter Seite 
(aus den in der GFK genannten Gründen) verfolgt wird, trotz staatlichem Schutz einen - asylrelevante Intensität 
erreichenden - Nachteil aus dieser Verfolgung mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten hat (vgl. 
VwGH 22.3.2000, 99/01/0256 im Anschluss an Goodwin-Gill, The Refugee in International Law2 [1996] 73; 
weiters VwGH 26.2.2002, 99/20/0509 mwN; 20.9.2004, 2001/20/0430; 17.10.2006, 2006/20/0120; 13.11.2008, 
2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793; 19.11.2010, 2007/19/0203; 23.2.2011, 2011/23/0064; 24.3.2011, 
2008/23/1101). Für einen Verfolgten macht es nämlich keinen Unterschied, ob er auf Grund staatlicher 
Verfolgung mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit einen Nachteil zu erwarten hat oder ob ihm dieser Nachteil mit 
derselben Wahrscheinlichkeit auf Grund einer Verfolgung droht, die von anderen ausgeht und die vom Staat 
nicht ausreichend verhindert werden kann. In diesem Sinne ist die oben verwendete Formulierung zu verstehen, 
dass der Herkunftsstaat "nicht gewillt oder nicht in der Lage" sei, Schutz zu gewähren (VwGH 26.2.2002, 
99/20/0509). In beiden Fällen ist es dem Verfolgten nicht möglich bzw. im Hinblick auf seine wohlbegründete 
Furcht nicht zumutbar, sich des Schutzes seines Heimatlandes zu bedienen (vgl. VwGH 22.3.2000, 99/01/0256; 
13.11.2008, 2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793; 19.11.2010, 2007/19/0203; 23.2.2011, 2011/23/0064; 
24.3.2011, 2008/23/1101). 
 

1.2. Da der Beschwerdeführer die behaupteten Fluchtgründe, nämlich die (weiterhin drohende) Verfolgung 
durch die Taliban, weil er sich geweigert habe, sich ihnen anzuschließen, nicht hat glaubhaft machen können, 
liegt die Voraussetzung für die Gewährung von Asyl nicht vor, nämlich die Gefahr einer aktuellen Verfolgung 
aus einem der in der GFK genannten Gründe. 
 

2. Es war daher spruchgemäß zu entscheiden. 
 

Gemäß § 21 Abs. 7 BFA-VG kann eine mündliche Verhandlung unterbleiben, "wenn der Sachverhalt aus der 
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus den bisherigen Ermittlungen 
zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den Tatsachen entspricht. Im Übrigen gilt § 24 VwGVG." Zur 
Auslegung der Wendung "wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt 
erscheint" hat der Verwaltungsgerichtshof ausgesprochen, dass dafür "folgende Kriterien beachtlich sind: Der für 
die rechtliche Beurteilung entscheidungswesentliche Sachverhalt muss von der Verwaltungsbehörde vollständig 
in einem ordnungsgemäßen Ermittlungsverfahren erhoben worden sein und bezogen auf den Zeitpunkt der 
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes immer noch die gesetzlich gebotene Aktualität und 
Vollständigkeit aufweisen. Die Verwaltungsbehörde muss die die entscheidungsmaßgeblichen Feststellungen 
tragende Beweiswürdigung in ihrer Entscheidung in gesetzmäßiger Weise offen gelegt haben und das 
Bundesverwaltungsgericht die tragenden Erwägungen der verwaltungsbehördlichen Beweiswürdigung teilen. In 
der Beschwerde darf kein dem Ergebnis des behördlichen Ermittlungsverfahrens entgegenstehender oder darüber 
hinaus gehender für die Beurteilung relevanter Sachverhalt behauptet werden, wobei bloß unsubstantiiertes 
Bestreiten des von der Verwaltungsbehörde festgestellten Sachverhaltes ebenso außer Betracht bleiben kann wie 
ein Vorbringen, das gegen das in § 20 BFA-VG festgelegte Neuerungsverbot verstößt. Auf verfahrensrechtlich 
festgelegte Besonderheiten ist bei der Beurteilung Bedacht zu nehmen." (VwGH 28.5.2014, Ra 2014/20/0017) 
 

Eine mündliche Verhandlung konnte daher unterbleiben, da sich aus den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei 
ergibt, dass das Vorbringen, der Beschwerdeführer wäre bei einer Rückkehr nach Afghanistan gefährdet, 
Rekrutierungsversuchen der Taliban ausgesetzt zu sein, nicht den Tatsachen entspricht. 
 

Zu B) (Un)Zulässigkeit der Revision: 
 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses 
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer 
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung 
von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; 
weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 
beurteilen. Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden 
Rechtsfrage vor. Das Bundesverwaltungsgericht kann sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine ständige 
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Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw. auf eine ohnehin klare Rechtslage stützen; in vielen Punkten 
steht die Tatfrage im Vordergrund. 
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